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75 Jabue Deibelberger Stabt «
tbeater

Zur Erinncrung an die erste Heidelberger Stadttheater »
cröffnung

Bon Stadtbibliothekar Georg Zink,
Borstand der städt. Bibliotheken in Heidelberg

Der erste Spatenstich zum Heidelberger Stadttheaterbau
geschah am 17. Mai 1853 . Den Plan hatte Bauinspektor
Louis Lendorf (Klingenthorstr . c 266 ) entworfen . Aktio¬
näre gaben die Geldmittel . Freiwillige Spenden ergänz¬
ten . Tie Einwohnerschaft bekundete ein lebhaftes Inter¬
esse ani Fortschreiten des beabsichtigten Werkes. Schließ¬
lich mutzte durch eine Bekanntmachung gefordert werden,
das ständige Besichtigen der Baustätte zu unterlassen , da

sonst eine baldige Fertigstellung gefährdet sei . Etwas
seltsam mutet eine andere öffentliche Aufforderung an ,
wonach die Logenbesitzer sich ihre Stühle selbst besorgen
mußten . Es scheint jedoch , daß die ganze Bestuhlung
nicht rechtzeitig ausgeführt werden konnte. Das Parterre
ist auch erst nach und nach mit Sitzplätzen versehen wor¬
den. Um den Wünschen nach besserer Heizung zu ent¬
sprechen , ward nachträglich eine Verschalung des Daches
angeordnet .

Als der Tag der festlichen Eröffnung wurde der 31 .Ok -
tober, ein Montag , festgesetzt . Prinzregent Friedrich von
Baden hatte einen offiziellen Besuch unserer Stadt in
Aussicht gestellt und die Teilnahme an dieser Feier zu¬
gesagt.

Nach dem Empfang durch das Theaterkomitee und den
Huldigungen des Publikums begann um 6 Uhr die erste
Vorstellung .

Auf dem Programm stand:

„Des Künstlers Weihe " , Festspiel von Georg Köberle .
„Fest-Ouvertüre " von Friedrich Behr , Musikdirektor am

Stadttheater .
'„Die Braut von Messina oder die feindlichen Brüder " ,

Trauerspiel mit Chören von Schiller .

„Ringsum erblick ' ich festliches Gedränge ,
Wohin mein freuderfülltes Auge schaut ;

' Entlang die Straßen wogt die dichte Menge ,
Der Huldigung Altäre sind erbaut ;
Mit froher Sehnsucht harrt der nächsten Stunde
Die ganze Stadt , geziert mit seltner Pracht.
Laut dringt ' s und lauter stets von Mund zu Munde ,
Daß Heidelberg heut hohen Festtag macht ."

So begann die mit zierlichen Randleisten eingefaßte
Titelseite des Heidelberger Journals . Das Portal an
der Theaterstraße und das Harmoniegebäude waren schon
zu Beginn der Einweihungsfeierlichkeiten prunkvoll be¬
leuchtet. Die allgemeine Illumination der Häuser
fand erst ab 9 Uhr statt . Museumsgesellschaft und Har-
monie veranstalteten Festbälle für ihre Mitglieder und
deren Gäste. Nach einem Fackelzug der Studentenschaft
zum Hotel „Prinz Carl "

, dem fürstlichen Absteigequar¬
tier , wurde um Mitternacht das Schloß mit bengalischem
Feuer belichtet.

August Hauke hieß der Direktor , dessen ausgezeichnetem
Ruf es gelang , ein Personal zu gewinnen , welches sich
— laut Kritik der Berichterstattung — schon am ersten
Abend als den schwersten Aufgaben der Poesie gewachsen
erprobte. Die Kgl . Hoheit sprach sich aufs freundlichste
über die künstlerischenLeistungen aus . Köberles Festspiel
wurde auf vielseitige Aufforderung hin als Erinnerungs¬
blatt gedruckt und war anfangs nur an der Zettelkasse im
Theatergebäude , dann auch im Buchhandel für 12 Kreu¬
zer zu haben. (In den städt. Lesezimmern kann dieses
Heftchen eingesehen werden , ebenso die damaligen Zei¬
tungsberichte , Bekanntmachungen usw .) Die Preise der
Plätze schwankten zwischen 18 Kreuzern und einem Gul -
den und 30 Kreuzern . Die Eintrittskarten wurden an¬
fangs nicht nur im Theatergebäude , sondern auch voni
Büro der Stadtrentei , sowie dem Kontor des Kaufmanns
und Bankiers Adolf Zimmern (Haspelgasse ck 238 ) , des
alle Anordnungen unterschreibenden Komiteemitgliedes ,
ausgegeben . Das Abonnement der Logen und Logen¬
plätze fing am 6. November an . Besondere Beachtung
wurde in erster Linie der dramatischen Poesie geschenkt .
Hie und da gelangten auch leichtere Singspiele zur Dar¬
stellung . Die Oper fand fast keine Beachtung , zumal
eingeschobene, musikalische Darbietungen zu ergänzen
suchten . Schon früh setzten Gastspiele ein .

Das erste Vokal- und Jnstrumentalkonzert ga
Garcia , erster Tenor , Prof , des Gesangs und !
der Akademie der Musik zu Paris . Da der Künj
sehentlich als Lehrer der nachmals so verehrten Z
'vS€”n9 gemeldet worden ist , wurde ein fr
verfaßter Brief desselben im Anzeigenteil des L
tes abgedruckt und ausdrücklich zur Kenntnis
daß sich nur der Vetter des Erfolgreichen hier t
Snf/ '
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® 16 Veranstaltung hatte großen Erfolg
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te er^c' “n den Anfang des Annoncent >

Obreren Musikfreunden eingeschitungskritik . Die Arbeiten des Theaters selbst fansamerweise keine solche Begutachtung . Bis Ende

lenderjahres nannte der Spielplan die ^
folgenden , heute

meist längst vergessenen Stücke :
Donna Diana , Lustspiel a . d . Spanischen v . Moreto .
Der Damenkrieg , Lustspiel von Scribe .
Der Dorfbarbier , kom . Oper v. Schenk.
Die Schicksalsbrüder, Lustspiel von Feldmann .
Deborah , Volksschauspiel v. Mosenthal .
Mathilde , Schauspiel v. Benedix .
Die weibliche Schildwache, Vaudeville v . Friedrich -
Fest der Handwerker, Vaudeville v. Angely .
Komm her ! Lustspiel von Esholz .
Der Abbe de l Epee oder der Taubstumme , histor. Drama

a . d . Französischen v. Kotzebue .
Marie Anne , ein Weib aus dem Volk, Drama a . d . Fran¬

zösischen v. Dräxler -Manfred .
Der Viehhändler aus Oberösterreich oder Stadt u . Land,

Posse mit Gesang v. Kaiser.
Nähkäthchen, Lustspiel v . Apel.
Die Rosen des Herrn von Malesherbes , idyll . Drama v.

Kotzebue .
vr . Fausts Hauskäppchen oder die Herberge im Walde ,

Posse mit Gesang v. Hopp u . Hebenstreit.
Eine Frau , Schauspiel v . Waldherr.
Der verwunschene Prinz , Lustspiel v . I . von Plötz .
Liebe kann alles , Lustspiel v . Holbein .
Pfefferrösel oder die Frankfurter Messe im Jahre 1297 ,

rom . Schauspiel v. Charl . Birch-Pfeiffer .
Der Verschwender, v . Raimund , Musik von Kreuzer .
König Renes Tochter.

Von den Klassikern der Bühnendichtung kamen zu
Wort :
Kleist mit „Käthchen von Heilbronn " (in Holbeins Bear¬

beitung ) ,
Schiller mit „Don Carlos " und „Wallensteins Lager " ,
Shakespeare mit „Der Kaufmann von Venedig ".

Diese reichhaltige Liste dürfte zur Genüge beweisen ,
daß mit äußerstem Fleiß gearbeitet worden ist. Schade ,
daß sich auch Unschönes offenbaren mußte . Es wurde
vor vorlauten , jungen Leuten gewarnt und gegen die
Pfeifenraucher gewettert . Obgleich der Einsender amtlich
zurückgewiesen ward , konnte nicht verhehlt werden , daß
Mitzfallenskundgebungen vorgekommen sind, die man
allerdings durch freundliche Vorstellungen zurückwies.
Die Direktion hatte sich wohl mit Humor darüber hin -
weggesetzt, denn sie gab Blums Lustspiel „Erziehungs¬
resultate oder guter und schlechter Ton " .

Und nun zum Schluß noch etwas , das so recht an die
gute alte Zeit denken läßt : eine für heute zur Nach¬
ahmung empfohlene Freikartenspende. Es waren 20
Gulden , die mit dem Motto :

„Wenig zu wenig gelegt , wird bald zum steigen¬
den Haufen ; Tropfen zu Tropfen gesellt , bildet am
Ende den Strom " ,

im Weihnachtsmonat von unbekannter Seite überwiesen
wurden , um mittellosen Kunstfreunden einen Theater¬
abend zu bescheren .

Errichtung eines Hanauer Heimatmuseums
Seit Jahren beschäftigt sich die Stadtverwaltung Kehl auf

Grund verschiedener an sie ergangener Anregungen mit der
Frage der Errichtung eines Hanauer Heimatmuseums . DieserGedanke hat insbesondere durch die Veranstaltung des Hanauer
Heimattages im Jahre 1925 sowie der Hanauer Herbstwoche
jjjjl *m .

1926 stark an Boden gewonnen. Der
ükß sich bis jetzt aus Raumschwierigkeiten nicht ver¬

wirklichen . Da nunmehr in absehbarer Zeit die Möglichkeit
besteht . Raume für die Einrichtung, wenigstens des Grund -
stocks ernes solchen Museums zu gewinnen, hat sich der Ge-
meinderat entschlossen, grundsätzlich der Errichtung eines sol¬
chen Museums zuzustlmmen. Oberreallehrer Rufch will die
Vorarbeiten sowie die Einrichtung und Verwaltung ehren-
amtlich übernehmen . Über die Raumfrage selbst soll noch im
Benehmen mit anderen sachkundigen Instanzen verhandeltwerden. Sobald die Vorfragen geklärt sind, wird sich der Ge-
meinderat endgültig schlüssig machen .

Die römisch- Siedluirg im Dreisanital
« eit Jahrhundertanfang herrscht darüber ein Streit , ob die

Gegend von Kirchzarten und Zarten früher von den Römern
besiedelt gewesen ist. Der Name Zarten ist sprachlich ver-
wandt Mil dem römischen Tarodunum . Einen sicheren Be-
we>s, daß >. iese Gegend aber in frühchristlicher Zeit von Rö-
mern besiedelt war , gab es bisher nicht . Erst in den letzten
Jahren wurden im Wagensteigtal und St . Märgen , in Lös¬
fingen und Reiselfingen römische Münzfunde gemacht. Auch
in der Freiburger Bucht stieß man in letzter Zeit auf Zeichen
römischer Besiedlung. Prof , vr H. Wirth , Freiburg , hat nun ,w,e bereits kurz aemeledet, in den letztenTagen zwischen Kirch¬
zarten und dem Markenhof auf einem Acker römische Ziegel-
stücke , Gefäßscherben und ähnliches gefunden. Er schließt
daraus » daß sich hier mindestens eine Reisestation befunden
Howe, die den römischen Schwarzwaldwanderern zur Unter¬
stützung diente. Eines der aufgefundenen Ziegelstücke weist
die Zahl XI auf . Da in dem nordschweizerischen römischen Le-
gionarÄager Windisch die elfte römische Legion um 70 n .Chr.
stand, so schließt Prof . Wirth , daß möglicherweise auch das
römische Tarodunum von Angehörigen dieser Legion errichtetwurde.

In dem Aufsatz „Silberfuchsfarm" von W . Siegmund in
der letzten Beilage für badische Kultur und Geschichte hat sich
ein Druckfehler eingeschlichen, der berichtigt werden mutz. Es
muß — gleich zu Beginn— richtig heitzen: Dretsreubah«, und
nicht Dreisambahn .

Heimatkurs in Lörrach
Durch .die überaus wertvolle Unterstützung staatlicher̂

städtischer
'
sowie kirchlicher Behörden wurde es dem Landes¬

verein Badische Heimat möglich , wieder eine ausgezeichnete
Vortragsfolge auch für den Lörracher Heimatkurs , der dom
7 . bis 10 . November stattfindet, zu sichern. Lörrach und seine
Umgebung, das ganze Markgräflerland sind durch Vorträge ,
größtenteils mit Lichtbildern berücksichtigt.

Am ersten Tag spricht Archivdirektor vr . Hefele über „Ale¬
mannenland und Alemannentum "

, Schriftsteller Herman Eris
Busse über „Heimatbildung " und vr . I . Künzig über „Die
Sage und ihre Erforschung in Baden " . Der zweite Tag bringt
geologische , vorgeschichtliche und geographische Vorträge mit
Lichtbildern von Univ.-Prof . vr . Wilser, vr . Kraft , und vr .
Schrepfer . Den dritten Tag bestreitet Stadtoberbaurat vr .
Schlippe mit einer umfassenden Darstellung über „Die Bau¬
kunst des Barock in Baden " . Der letzte Tag , Samstag , den
10 . November, wird eingeleitet durch einen Vortrag von Herrn
Hauptlehrer Karl Sesih , „Der Übergang des Markgräfler¬
landes an Baden "

, Univ. -Prof . vr . Guenther behandelt den
„Wald und sein Einfluß auf das Volk"

, und zum Schluß ver¬
mittelt Hauptlehrer Karl Seith seine neuesten, außerordent¬
lich interessanten Forschungsergebnisse über „Einwanderer ins
Markgräflerland nach dem 30jährigen Kriege".

Der ganze Kurs wird durch einen volkstümlich eingestellten
Heimatabend beschlossen, bei dem Hauptlehrer Karl Herbster
über die geschichtlichen Zusammenhänge von Lörrach und
Rütteln spricht . Ein heiteres Spiel ,,D' Heimetsproch " vom
Nutzinger gelangt durch Lörracher Kräfte zur Aufführung ,
und umrahmt werden Vortrag und Spiel durch musikalische
und gesangliche Borträge . Für die letzteren konnte wieder der
Komponist Bötsch und seine sangesfrohe Schülerschar ge¬
wonnen werden.

Der Lörracher Heimatkurs , an dem jedermann tennehmen
kann , wirkt derart nicht nur in hohem Maße belehrend, son¬
dern wirbt für die geschichtliche, kulturelle und heimatkundliche
Entwicklung des Markgräflerlandes , weckt überhaupt das
Interesse an den Volks - und Kulturgütern jeglicher Art . Möge
auch diesem Heimatkurs wie dem letzten in Säckingen ein
voller Erfolg beschieden sein .

Wo wird der kleinsteRinderschlag in Deutschland
gehalten ?

In den südlich vom Feldberg gelegenen Teilen des Schwarz¬
waldes . Dort wird auf den ärmlichen Gebirgsweiden das
genügsame , aber sehr gesunde Hinterwälderrind gehalten. Es
patzt infolge seiner Anspruchslosigkeit für die dortigen Ver¬
hältnisse ganz ausgezeichnet. Wenn auch die absoluten Milch¬
leistungen der Kühe im Vergleich zu den Erträgnissen anderer
Rinderschläge niedrig zu nennen sind , so müssen sie doch im
Hinblick auf das geringe Lebensgewicht als hoch angesehen
werden . An Milchmenge rechnet man im Jahre etwa mit 2000
bis 2400 Kilo. Der Fettgehalt ist recht hoch und liegt zwischen
8,6 und 4 Proz . Es darf nicht außer acht gelassen werden,
daß das Hinterwäldler Rind den Kleinbauern dieser Gegend
außerdem noch ein wertvolles Arbeitstier ist, das alle Arbeiten
des Pferdes verrichten mutz.

Wückeranzelgen
Der Neckar. Ein Lebensbild von Alfons Paquet. Zu

40 Zeichnungen in Kupfertiefdruck und 15 Textbildern von
Joachim Lutz . (I . Hörning , Universitäts -Buchdruckerei und
Verlag , Heidelberg) . — Den Text dieses schönen und einzig¬
artigen Buches schrieb Alfons Paquet , der Dichter, der
bewanderte Schilderer von Menschen , Städten und Landschaf¬
ten . In der Reihe seiner Bücher ist sein meisterliches kleines
Werk „Der Rhein , eine Reise" grundlegend für die Betrach¬
tungsweise des neuzeitlichen Menschen geworden . Wir folgen
dem sanften Wechsel der Neckarlandschaft , spüren Herz und
Puls des vielgeschlungenen Gewässers mit allen seinen Wirk¬
lichkeiten, mit allen Arbeitstätigen von Schiffahrt, Weinbau
und Jngenieurwerk . Immer weiter dringt hindurch die reine
Freude an der unberührten Landschaft . Den Reichtum der
Bilder , die das Wort miteinander verbindet, danken wir dem
jungen Graphiker und Maler Joachim Lutz . Seine Zei¬
chenfeder erinnert in ihrer Zartheit und Klarheit an die Zeich¬
nungen , Flußbilder , Städtebilder der alten Meister. Das
Auge des Künstlers sieht die feinen Falten des Landschafts¬
gewandes , die charaktervolle Linie des an die Bergwand ge¬
löhnten Städtchens , es folgt dem Gewinkel des Tales bis in
das Gewinkel der alten Gasse und dem Gewinkel der Stadt
bis zu seiner letzten Verfeinerung in dem einzelnen kostbaren
Giebel . Aber es sieht auch in den Schleusenbauten unserer
Zeit , in den straffen Linien des Neckarkanals den kräftigen
und notwendigen Ausdruck unserer eigenen Zeit. — Die Aus-
stattung des herrlichen Buches ist mustergültig.

„Vom badischen Wein", herausgegeben vom Badischen
Weinbauverband . Selbstverlag. 50 je Stück und Porto .
Die Schrift soll dazu dienen, neue Freunde für die badischen
Weine zu gewinnen . Auf 72 Seiten bringt der Präsident des
Deutschen Weinbauverbandes und Vorsitzender des Badischen
Weinbauverbandes , Herr Okonomierat vr . vr . h. c . Müller ,
Karlsruhe , in fließender humoristischer Art eine Schilderung
der badischen Weinerzeugnisse und ihrer Vorzüge vom Boden¬
see dem Rheintal entlang durch die gesamten badischen Reb-
gebiete an den Stand von Tauber und Main. Unterstützt
wird die in Form und Ausstattung hervorragend glücklich ge¬
wählte Schrift durch eine Reihe vorzüglicher Landschaftsbilder
aus den badischen Weinbaugebieten. Nach der launigen Schil¬
derung des badischen Stammtisches im Himmel und der Reis«
eines Gesandten aus dem Himmelreich zum gründlichen Stu¬
dium der badischen Weinerzeugniffe an Ort und Stelle bringt
das Büchlein eine Sammlung von Weinsprüchen . Den Schluß
bildet die Parole „Trinkt deutschen Wein".

Badisches Laudesjustizkostengesetz nebst kostenrechtliche»
Nebengesetzen und Kostentafeln. Erläutert von Oberrech¬
nungsrat Adolf Schork . (Verlag von Eugen Harsch ,
Karlsruhe . 368 Seiten . Preis gebd. 15 3M .) . — Die dem
Landesrecht vorbehaltenen Kostenvorschriften haben durch das
Landesjustizkostengesetz vom 16 . April 1928 eine völlige Um¬
arbeitung erfahren . Die Praxis sehnt sich um so mehr nach
einem Erläuterungsbuch zu diesem neuen Gesetz, als seit
beinahe 20 Jahren ein solches Hilfsmittel nicht mehr er¬
schienen ist. Das vorliegende Buch beseitigt eine empfind¬
liche Lücke des Schrifttums . Verfasser hat sich die Aufgabe
gesetzt , ein ausführliches Hilfsmittel für die Praxis zu fchaf-
fen> das all« Anforderungen erfüllt, und diese Aufgabe hat
es erfüllt .
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6 . Bunbcstag des Deutschen
Keamtenbundes

Die Aussprache — Reue Satzungen — Anträge — Wahlen
Die nn Anschluß an den Tätigkeits- und Kassenbericht eröffnete

Aussprache beschäftigte die Vertreter der verschiedenen Säulen
mit ihrer Kritik an der Bunüespolitik. Aus den Verlautbarungen
war zusammenfassend zu entnehmen, daß man eine stärkere Leitung
und in der Besoldungsftage mehr Aktivität erwartet hätte, in den
Tagen des Kampfes habe der DBB nicht die starke Führung
gezeigt , die notwendig war . Einmütig wurde auch die klare Schei¬
dung in den Tätigkeitsbereichen des Deutschen Beamtenbundes
und des Deutschen Bemntenwirtschastsbundesverlangt.

Der 3. Berhanblüngstag befaßte sich sodann neben anderem
auch mit dem vorläufigen Satznngsenttvurf .

Über das Stimmrecht der Landesverbände und über die Zu¬
sammenlegung kleinerer Kartelle wurde nach längerer Aussprache
eine Einigung errieft.

Über die Schaffung einer Bundesleitung und die Zweckmäßig¬
keit einer solchen Neueinrichtung erfolgte eine sehr gründliche Aus¬
einandersetzung . Schließlich wurde mit der satzungsgemäß erforder¬
lichen Zweidrittelmehrheit die Schaffung der Bundesleitung
beschlossen .

Die Bedeutung der Arbeitsgemeinschaften wurde anerkannt,
und da der Zlusschuß der Überzeugung war , daß im Falle ihrer
Nichtanerkennung sie außerhalb des DBB weiter bestehen würden,
kam der Ausschuß dazu , das Fortbestehender Arbeitsgemeinschaften
innerhalb des DBB als richtiger anzusehen , und empfiehlt deshalb
ihre Anerkennung , wenn sie sich auf den Boden der Richtlinien ,
die der DBB für Arbeitsgemeinfchaftenaufgestellt hat und die
der Nachprüfung bedürfen, stellen . Die Ortskartelle sollen bis
zu einem Drittel der Stimmen in den Zusammenkünften der
Provinz- und Landeskartelleerhalten können .

Die Bildung einer besonderen Polizeifäule wurde beschlossen .
Im Einverständnis mit dem Reichsbund der Kommunalbeamten
und dem Verband Preußischer Potizeibeamten wurde beschlossen ,
die Fußnote zu § 18 der Satzung fortzulassen . Der Berichterstatter
erläuterte dann im einzelnen die durch die gefaßten Beschlüsse
notwendig gewordenen redaktionellen Änderungen des Satzungs¬
entwurfs. Gegen den in ; w scheu Angebrachten Antrag auf An¬
nahme des Satzungsentwurfs ohne Aussprache wendete sich
die Säule IV ( Länderbeamte) , die die Ablehnung der neuen
Satzung ankündigte .

In der Gesamtabstimmungwird die Satzung mit allen Stimmen
gegen die Stimmen der Sänke IVd angenommen.

Unter den Anträgen, die vom Ausschuß VI eingehend beraten
waren Und sich in solche über das Beamtenrecht, die Besoldung
und die übrigen Beamtenangelegenheilen gruppieren lassen,
standen im Vordergrund die Neuregelung des Beamtenrechts,
Einstufung der Warte- und .Ruhestandsbeamten, Verlangen nach
Beseitigung der §§ 40- f43 des Reichsbefoldungsgesetzes , Neu¬
ausstellung des Ortsklassenverzeichnisses u . a .

Dem Vorschläge des Ausschusses VI entsprechend wurde folgende
Entschließung zur Besoldung

angenommen: -

„Der 6 . Bundestag des Deutschen Beamtenbundes erkennt an,
daß die zielbewußte Tätigkeit des Bundes für Verbesserung der
wirtschaftlichen Lage der Beamten insofern zu einem Erfolg
geführt hat , als von Regierungen und Parlamenten ab 1. Ottober
1927 die Mittel für den Besoldungsauswand erhöht wurden, , um
die seit drei Jahren mehrfach gegebenen Zusagen auf Gehalts¬
aufbesserung endlich einzulösen .

Die Durchführung dieser Besoldungsregelung hat aber gezeigt ,
daß einige Beamtengruppen nur in geringem Umfange an der
Besoldungsausbesserung beteiligt worden sind, daß sogar zahlreiche
Beamte durch den weitgehendaft Abbau der örtlichen Sonder¬
zuschläge von einer Einkommenserhöhung ganz ausgeschlossen
wurden. Der Bundestag beauftragt den Geschäftsführendest
Vorstand , für eine Nachprüfung der Frage der örtlichen Sonder-
zßschläge einzutreten und vordringlich dafür zu sorgen , daß die
für die Reichsbeamten angeordnete ungesetzliche Ausrechnung
der Zuschläge für die Zeit vom 1 . Oktober bis 31. Dezember 1927
beseitigt wird .

Für manche Beamtengruppen , darunter auch für Wartegeld-
und Ruhegehaltsempfänger, haben sich Hätten und Benach¬
teiligungen aus Gesetzes- oder Ausführungsbesttmmungen er¬
geben.

Es muß insbesondere daraus hingewiesen werden, daß seit
1924 durch die ständige Steigung der Lebenshaltungskosteneine
erhebliche Minderung der Kauftraft der Bezüge eingetreten ist .
Der 6. Bundestag beauftragt den Gefchästsführenden Vorstand ,
für die Erhaltung und Stärkung der Kaufkraft durch entsprechende
nachdrückliche Beeinflussung der Wittschastspolitik zu wirken .

Der Bundestag -stellt fest , daß das im ganzen als Fottschrttt
begrüßte Sustem von 1920 mft dieser Besoldungsneuregelung
beseitigt wurde und dadurch der Beamtenschaft wichtige Errungen¬
schaften genommen wurden, auf deren Wiedergewinnung.sie nicht
verzichten kann . Außerdem wurde durch die Systemänderung
eine unterschiedliche Besoldung in Reich , Ländern und Gemeinden
eingeleitet, die schon jetzt zu völllg unübersichtlichen Verhältnissen
geführt hat. Der Bundestag beauftragt den Geschäftsführenden
Vorstand , für die Beseiügung der Nachteile der Besoldungsneu¬
regelung sowie für die Durchführung der entsprechenden Reichs-
tagseutschließungen nachdrücklichst einzutreten."

In der weiteren Abstimmung wurde der solgende Antrag 44
des Ausschusses VI einstimmig angenommen:

„Der 6. Bundestag des Deutschen Beamtenbundes erwattet ,
daß die vom Reichstag im Frühjahr 1820 bereits für den 1 . April
1928 in Aussicht gestellte und neuerdings durch das Besoldungs¬
gesetz angekündigte Durchführung der Reneinteilnng des Orrs-
klaffenverzeichniffeS nunmehr schnellstens erledigt wird."

Wefterhin wurde der folgende Antrag 44 in der Ausschußsassung
angenommen:

„Der 6. Bundestag des DBB stelü mit Bedauern fest , daß die
in der Rotzett des Jahres 1823 getroffene Verschlechterung der
Dienstzeit der Reichsbeamtea , die ausdrücklich als Notstands¬
maßnahme bezeichnet und durch Kabinettbeschluß 1825 nur un¬
wesentlich verbessett wurde, trotz wiederholter Vorstellung des DBB
noch immer in Kraft ist. Er erwattet , daß diese Verschlechte¬
rungen , da ie heute nicht mehr begründet sind, endlich besettigt
werden.

Die von seiten der Betttebsverwaltungen geltend gemachten
Schwiettgkeiten hält der 6. Bundestag für nicht stichhaltig und für
durchaus überwindbar."

Eine Reihe von weiteren zu diesen Fragen vorliegenden An¬
trägen wurde durch die vorhergehende Beschlußfassung als er¬
ledigt erklätt.

Zum Punkt Bundesfinanzen wurde vom Berichterstatter
des Ausschusses II bekanntgegeben :

Wir hatten uns zunächst mft den Anträgen 22 bis 26 zu beschäf-
ttgen. Es ist an sich Sachedes Gesamtvorstanües, den Haushaltsplan
aufzustellen . Aber auch der Finanzausschuß muß sich damit be-
schäftigen . Nach dem Bericht des Kollegen Lenz sind zwei neue
erfreuliche Momente erkennbar: die Bundesfinanzen befinden sich
auf dem Wege der Besserung , und es ist gelungen, mehr Klarheit in
die Finanzverhältnissehineinzubttngeu. Auf Mitgliederzugüngeist
für die Zukunft kaum noch in erheblichem Umfange zu rechnen . Die
Reduzierung der Ausgaben über den bisherigen Rahmen hinaus
wird kaum noch möglich sein. Notwendige Ausgaben, namentlich
auf dem Gebiete des Nachrichtenwesens , können nicht erheb¬
lich vermindert werben. Weiter ist zu beachten , daß bevorstehende
Aktionen Geld kosten und hierbei nicht gespart werden darf. Das
System der Penfionsrücklagen scheint noch etwas lückenhaft zu
sein : mgn wünscht hier ein neues System, das sich den Verhält¬
nissen der Staatsbeamten anpaßt . Ferner wird gewünscht , daßder Gesamtvorstand zukünftig häufiger zusammentrttt. Hierfür
müssen dann auch die erhöhten Kosten aufgebracht werden.

In dw: nun folgenden Abstimmung wird der Antrag :
Der Bundesbettrag wird festgesetzt für
a) laufende Ausgaben auf 13 Mpf ,b) für Rücklagen und Ablösung von Verbindlichkeiten auf 2 Mpß

insgesamt auf 15
mit großer Mehrheit angenommen.

Ferner wird angenommen der Antrag 28 des Geschäftsführen¬
den Vorstandes :

„Den bishettgen im Geschäftsführenden Vorstand vettretenen
Interessengemeinschaftenund Arbettsgruppierungen — Soziale
Arbeitsgemeinschaft der höheren Beamten , Provinz- und Landes-
kartelle , Besetztes Gebiet — ist je ein Sitz zu gewähren. Der Sitz
für die Frauenverbände ist durch die Bettretung in der Bundes¬
leitung gesichert."

Weiter wurde ein Dttnglichkeitsantrag des Komba , des Reichs¬
bundes der Kommunalbeamten und -angesteltten, lautend wie
folgt, angenommen:

„Der Bundestag wolle beschließen :
Der Reichsarbeitsgemeinschaft technischer Beamtenverbände

(Rateb ) wird gemäß § 16 Abs . 1 c (alt ) eine besondere Vertretung
im Geschäftsführenden Vorstand zuerkannt."

Eintretend in den Punkt 17 der Tagesordnung — Wahlen —
schlägt der Berichterstatter des Ausschusses IV ( Wahlausschuß ) ,
Wieg , die Wiederwahl des Bnndesvorsitzende» Flügel vor
und gibt für die Besetzung der Bundesleitnng den folgenden
Vorschlag des Ausschusses bekannt :

„Bon der Säule 1 als Mügtted Wieg , Stellvettreter Rusch,
„ „ „ 11 „ „ Kugler, Stellvettreter

Schneider,
„ „ „ III „ „ Potzel , Stellvettreter

Tropperchagen,
„ „ „ IV „ „ Schräder, Stellverteter

Winkler ,
„ „ „ V „ „ Grevsmühl, Stellvertreter

. Francke ,
„ - ' VI _ .. Ehrmann , Stellvertreter‘

Gutschmidt . ,
,„ „ VII „ „ Rosin, StellvettreterMüllcr .

Das Abstimmungsergebnis über die Wahl deS Bnndes -
vorsitzenden ist folgendes : Bo« 424 sttmmberechttgten
Vertretern habe« 380 ihre Stimmzettel abgegeben,
davon entfalle» 272 aus Flügel , 1« sind zersplittert ,
94 sind unbeschrieben «nd 4 ««gültig . Flügel ist also
znm Bnndesvorsitzende« wiedergewählt .

Befragt , ob er die Wahl annehme, erklätt
Bundesvorsitzeuder Flügel , er habe vor vielen anderen Menschen

in seinem Leben das Glück gehabt, an die Aufgabe heranzukommen,
die Lebensinteressen der deutschen Beamtenschaft mit anderen
Menschen gemeinsam zu vettreteu . Das sei ihm Lebensaufgabe
geworden. Cr kenne sein Ziel — es ist der Zusammenhalt der deut¬
schen Beamtenschaft in einer großen Organisation ; er kenne
seinen Weg — es ist die Erhaltung des deutschen Berussbeamten-
tums . Er danke für das ihm geschentte Bettrauen und nehme
die Wahl wieder an.

Der Berhandlungsleiter Dietttch ( Kassel) spricht der Versammlung
und seinen Stellvertretern den Dank für die ihm zuteil gewordene
Unterstützung aus.

Rosenthal dantt dem Berhandlungsleiter Dietrich für die vor¬
bildlich« Handhabung der Geschäfte .

Bundesvsrsitzender Flügel übernimmt wieder die Lettung
mit etwa folgenden Wotten : Wir stehen am Ende einer Tagung,
die sich würdig denen früherer Jahre anreiht. Ja , sie hat an
Bedeutung die früheren vielleicht noch übettroffen . Der Bundes¬
vorsitzende schließt sich dem bereits ausgesprochenen Dank an
die Verhandlungsleitung seinerseits an . Er dankt ferner be¬
sonders herzlich den Kollegen Lüpke und Ziche, die seit 1822 das
Amt der Kassenprüfer ausgeübt haben, für ihre hingebende Arbeit
und ihre oft bewährte Unterstützung .

Me jetzt zu Ende gehende Tagung sei. der
Ausdruck der änßeren «nd inneren Einheit des deutsche»

Beamtentums
gewesen » das auch fernerhin treu zusammengehatten werde . Er
dankte der "Presse für die gewähtte Unterstützung ; man dürfe
sich über die Beachtung stellen, die dadurch die Beamtenschaft
wie alle anderen großen Berufsstände in der Offentlichkett er¬
langt habe. Es werde das Bestreben der deutschen Beamtenschaft
sein , auch kn Zukunft sich diese wertvolle Unterstützung zu er-
hatten. Nach den Wotten , die der Hauptschttftleiter tzehlein
dem Begrüßungsartikel für den Bundestag im „Beamtenbund"

vorangestellt habe, gehen wir hinaus ,
«m de« Bund Me« Gewalten znm Trotz auch in Z«k«nft

zu erhalten.

Stellung der Dienststüleuvorsteherbei der Reichsbahn
Wie die Deutsche Beamtenbund-Korrespondenz berichtet , hat
s Reichsgericht durch ein Utteil vom 5. Juli 1828 — VI116/28 —
tschieden, daß die Leiter der Dienststellen verfassungsgematz
rufene Vertreter der DeutschenReichsbahn-Gesellschaft un Sinne
n §§ 31 , 88 des Bürgerlichen Gesetzbuches sind . Rach einer
rrfügung der Reichsbahn-Gesellschaft vom 10.
len sich daher die Leiter der Dienststellendieser Tatsache bewutzt
n und bei Erfüllung ihrer Aufgaben stets daftir sorgen , daß die
erwaltung für jede ihrer Maßnahmen einstehen kann , ohne
von Nachteil zu haben.

Ans der Veamtenrecdtspre <Dnng
Diensteullasiung wegen einer beschimpfenden Äußerungüber ein Mitglied des Staatsministeriums (Entsch . des preu¬

ßischen Disziplinarhofs v. 27. Juni 1927) . Ein Beamter hatte
durch , seine Äußerung in einer Wirtschaft ein Mitglied des
Staatsministeriums grob beschimpft und zwar so laut , daßes von den anwesenden Gästen gehört wurde . Das Disziptt-
nargericht 1 . Instanz ging davon aus , daß ein Beamter selbst¬
verständlich in bezug auf andere Beamte, zumal auf Mitglie¬der der Staatsregierung , unter allen Verhältnisien ein ach¬
tungsvolles Verhalten an den Tag zu legen habe . Eine be¬
sondere Pflicht seines Amtes mit diesem Inhalt bestehe aber
nicht. Dagegen habe der Angeschuldigte sich durch sein Ver¬
halten außer dem Amte der Achtung , des Ansehens und Ver¬
trauens , die sein Beruf erfordert , unwürdig gezeigt und da¬
durch gegen 8 2 Ziff . 2 des Disziplinargesetzes verstoßen. Es
wurde auf Strafversetzung erkannt . Der Disziplinarhof gab
der von der Staatsanwaltschaft eingelegten Berufung statt
und erkannte auf Dienstentlassung mit folgender Begründung :
Zu den Pflichten, die jedem Beamten unmittelbar durch sein
Amt auferlegt werden, gehört vor allem auf Grund des be¬
sonderen Treue Verhältnisses, in welches er zum Staat und
dessen oberster Behörde getreten ist, die Pflicht , das Ansehen
der verfassungsmäßigen Staatsregierung zu wahren und zu
fördern . Ein Beamter , der durch Herabwürdigung eines
Mitgliedes der Staatsregierung gegen diese Pflicht verstößt,
macht sich eines Dienstvergehens im Sinne des Disziplinar¬
gesetzes (8 2 Ziff. 1 ) schuldig . Die Handlung kann zugleich
auch ein Vergehen gegen die ihm auferlegte Pflicht eines ach¬
tungswürdigen Verhaltens außer Amt in sich schließen . Dies
ist hier der Fall . Der Beamte hat durch die beschimpfende
Äußerung in öffentlicher Wirtschaft die Pflicht, das Ansehen
der Staatsregierung zu wahren , verletzt , und sich dadurch
zugleich auch außerhalb seines Amtes der Achtung , die sein
Beruf erfordert , unwürdig gezeigt. Die Schwere der Verfeh¬
lung ließ nach den Umständen des Falles die Dienstentlas¬
sung als geboten erscheinen . K.

Die Lausbahnrichtlinien
vom Jahre 1922 sollen geändert werden. Maßgebend sür die Neu¬
regelung ist das Reichsministerium des Innern . Wegen dienst¬
licher Abhaltung des Reichsministers Severing ist die sür den
19. Oktober angesetzte Sitzung , in welcher unter Zuziehung der
Spitzenorganisatwnenüber diese Angelegenheit verhandelt werden
sollte, auf den 27. November vettagt worden.

Die Forderungen der gehobenen mittleren Postbeamten gehen .
bekanntlich dahin, die Laufbahnbezeichnung „oberer Dienst"
statt „gehobener mittlerer Dienst" zu verlangen. Fernerhin
soll als Vorbildung für den oberen Dienst das Abiturium einer
neunklaspgen , Höheren Lehranstalt gefordert werden.

Die Verhandlungen über die Regelung der „Amtsbezeichnungen"
sind , wie uns aus Berlin mitgeteilt wird, auf die Dauer von etwa
4 Monaten zürückgestellt worden.

Die Berfaffüngswidrigkeit der Gehaltskürzung in Danzig
Vom Vrrnfungsgrricht bestätigt

Das Obergericht in Danzig verhandelte als Berufuugcin -
stanz über die Frage , ob das Beamtendiensteinkonimcngesetz
vom 30. März 1828 , das eine gesetzliche Kürzung der Beam-
tengehülter für zulässig erklärt , gegen die Verfassung ver¬
stoße . Das Urteil der ersten Instanz hatte dahin entschieden ,
daß das erwähnte Gesetz verfassungswidrig sei . Das Ober¬
gericht hat sich nunmehr dem Standpunkt des Landgeriwts
angeschlossen .

Nmsatzsteuerpflicht der Gesänguisverwaltungeu
Ein Strafgefüngnis ließ in den Ĵahren 1925 und 1826

durch seine Gefangenen Schneider- und Schuhmacherarbeiten
für Strafanstalts - und Justizbeamte aus von dieseu geliefer¬
ten Stoffen in seinem Betriebe gegen Entgelt aussühren ; es
ließ Wetter auch die Instandsetzung und Neuanfertigung von
Gegenständen für andere Gefängnis - und Justizbehörden , so¬
wie den Verkauf der aus Vorrat hergestellten Gegenstände,
auch von Webereierzeugnissen, und den Verkauf von Erzeug¬
nissen der Land- und Viehwirtschaft an andere Gefängnisse
und Justizbehörden vornehmen . Für diese Leistungen wurde
Umsatzsteuer erhoben. Auch auf eingelegte Rechtsbeschwerde
wurden diese Tätigkeitsarten als umsatzsteuerpflichtig bezeich¬
net. Die Berufung gegen diese Entscheidung wurde vom
Reichsfinanzhof durch Urteil vom 5. Juni 1928 — VA 712/27
— zurückgewiesen . Der Reichsfinanzhof führte als Begrün ,
düng aus :.

Es Wird geltend gemacht , die Instandsetzung von Kleidungs-
tücken und Schuhwerk sür strafanstalts - und Justizbeamte
ei keine umsatzsteuerpflichtige Tätigkeit . Es liege keine „Ver-
iußerung " vor , es sei kein „Abnehmer " vorhanden , es komme
ediglich eine „Verdingung " der bloßen Arbeitskraft in Frage .
Sei diesem Einwand übersieht der Beschwerdeführer. daß nach
s 1 Nr. 1 U . St . G. nicht bloß Lieferungen , sondern auch lebt
onstiae Leistung als umsatzsteuerpflichtige Tätigkeit auzuse-
,en ist. Der Tätigkeit des Beschwerdeführers konimt̂ aber
iüch die Eigenschaft einer gewerblichen Tätigkeit ,m -Liiine
>es 8 1 Nr . 1 U . St . G. zu. Denn nach der ständigen Recht -
prechuna des Reichsfinanzhofs ist auch die eill^ellliche und
iachhaltig ausgeübte Tätigkeit einer Behörde ummtz ' teuer -
,süchtig , soweit sie mit ihren Leistungen ut prwa ' mliüwast .

Dienstbefretung an den Ochsten jüdischen
Feiettagen

Der jüdischen Religionsübung entspttcht es , wenigstens au den
drei höchsten jüdischen Feiettagen , an den beiden Neujahrstage»
und dem Versöhnungsfest , sich jeglicher Arbett zu enthüllen und
dem Gottesdienstbeizuwohnen, der am Versöhnungssestden ganzen
Tag , an den beiden Neujahrstagen den größten Teil des Tages
in Anspruch nimmt . Nach einem Erlaß des Reichsverkehrsministers
vom 10. Oktober 1928 sind einem Übereinkommen der obersten
Reichsbehörden entsprechend den Beamten jüdischen Glaubens
demgemäß auf Antrag die beiden Tage des jüdischen Neujahrs¬
festes und der Tag des Versöhnungsfestes dienstfrei zu geben,
soweit die dienstlichen Verhältnisse es irgend gestatten. Für die
Angestellten und Arbeiter jüdischen Glaubens gilt das gleiche.
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